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§1 

Verordnung 
über die Mindesterzeugungsmenge 

und die Mindestvertragsmenge 
für das Erzeugnis Qualitätsraps 

Vom 22. Februar 1983 

Auf Grund von § 3 Abs. 3 Nr. 2, § 6 Abs. 2 Nr. 1 und § 12 
des Marktstrukturgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 26. November 1975 (BGBl I 
S. 2943) in Verbindung mit § 3 der Vierzehnten Durch­
führungsverordnung zum Marktstrukturgesetz: Qua­
litätsraps vom 24. Juli 1974 (BGBl I S. 1566) erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

(1) Die Mindesterzeugungsmenge von Erzeugerge­
meinschaften für das Erzeugnis Qualitätsraps als Vor­
aussetzung für· deren Anerkennung nach dem Markt­
strukturgesetz wird auf jährlich 500 Tonnen einer Sor­
te festgesetzt. 

strukturgesetz wird auf 250 Tonnen einer Sorte festge­
setzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 20. März 1983 in Kraft. 

München, den 22. Februar 1983 

(2) Die Mindestmenge eines Liefervertrages der Er­
zeugergemeinschaften nach Absatz 1 als Vorausset­
zung für die Gewährung von Beihilfen nach § 6 Markt-

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t rau ß 
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Verordnung 
über Zuständigkeiten 

auf Grund des Weingesetzes und 
des Weinwirtschaftsgesetzes 

Vom 22. Februar 1983 

Auf Grund des § 71 Abs. 2 des Weingesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1982 
(BGBI I S.1196) in Verbindung mit § 3 Abs. 2 der 
Wein-Verordnung vom 15. Juli 1971 (BGBI I S. 926), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 22. Dezember 
1982 (BGBI I S.2012), und des § 15 des Weinwirt­
schaftsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 11. September 1980 (BGBI I S. 1665) erläßt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

(1) Die Befugnis der Staatsregierung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen auf Grund des Weingesetzes 
wird auf das Staatsministerium des Innern übertra­
gen, auf das Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten in den Fällen des § 2 Abs. 3, 4 
und 5, § 3 Abs. 5, § 9 Abs.2, § 10 Abs. 8, 9 und 10, § 11 
Abs. 3, § 12 Abs. 4, § 14 Abs. 5 und § 26 Abs. 2. 

(2) Die Befugnis der Staatsregierung zum Erlaß ei­
ner Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 1 Satz 2 der 
Wein-Verordnung wird auf das Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten übertragen. 

(3) Jedes Staatsministerium erläßt die Verordnun­
gen im Einvernehmen mit dem anderen Staatsmini­
sterium. 

§2 

Die Befugnis der Staatsregierung, zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen nach § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 6, § 5 
Abs. 2, Abs. 3 Satz 1, Abs. 4,6 und 7 und § 14 des Wein­
wirtschaftsgesetzes wird auf das Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten übertra­
gen. 

§3 

(1) Diese Verordnung tritt am 20. März 1983 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. die Verordnung über Zuständigkeiten auf Grund des 
Weingesetzes vom 14. September 1971 (GVBI S. 317), 

2. die Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen nach dem Weinwirt­
schaftsgesetz vom 28. Oktober 1980 (GVBI S. 599, ber. 
S.713). 

München, den 22. Februar 1983 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef S t rau ß 
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. . Erste Verordnung 
zur Anderung der Zulassungs-, 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den gehobenen Vollzugs- und 
Verwaltungsdienst bei den Justiz­

vollzugsanstalten 
Vom 4. Februar 1983 

Auf Grund von Art. 19 Abs.2, Art. 115 Abs.2 Satz 2 
Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes und 
Art. 16 Abs.2 Satz 3 des Bayerischen Beamtenfach­
hochschulgesetzes erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium der Justiz im Einvernehmen mit den Bayeri­
schen Staatsministerien der Finanzen sowie für Un­
terricht und Kultus und dem Landespersonalausschuß 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für den gehobenen Vollzugs- und Verwaltungs­
dienst bei den Justizvollzugsanstalten (ZAPOgVVD) 
vom 2. Dezember 1976 (GVBl 1977 S. 1) wird wie folgt 
geändert: 

1. Der Einleitungssatz erhält folgende Fassung: 

,,Auf Grund von Art. 19 Abs.2, Art. 115 Abs.2 
Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengeset­
zes und Art. 16 Abs. 2 Satz 3 des Bayerischen Be­
amtenfachhochschulgesetzes erläßt das Bayeri­
sche Staatsministerium der Justiz im Einverneh­
men mit den Bayerischen Staatsministerien der 
Finanzen sowie für Unterricht und Kultus und dem 
Landespersonalausschuß folgende Verordnung:". 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1; 

b) es wird folgender neuer Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Die Ausbildung bereitet den Anwärter 
auch auf seil).e Verantwortung in der freiheitli­
chen demokratischen Grundordnung vor." 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

,,§ 4 

Zulassung zum Vorbereitungsdienst 

(1) In den Vorbereitungsdienst kann eingestellt 
werden,wer 

1. die Voraussetzungen für die Berufung in das Be­
amtenverhältnis auf Widerruf erfüllt, 

2. zum Einstellungszeitpunkt ·das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, 

3. die Fachhochschulreife, eine andere Hochschul­
reife oder einen nach Anhörung des Landesper­
sonalausschusses vom Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus als gleichwertig aner­
kannten Bildungsstand nachweist und 

4. am besonderen Ausleseverfahren (§ 16 LbV) mit 
Erfolg teilgenommen hat. 

Die Altersgrenze nach Satz 1 Nr.2 erhöht sich um 
die Zeit des Grundwehrdienstes und der Wehr­
übungen eines Bewerbers, höchstens jedoch um 18 
Monate. 

(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nr.2 können 
auch Bewerber, die das 32. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben, zum Vorbereitungsdienst zugelas­
sen werden, wenn sie durch ihre Lebens- und Be­
rufserfahrung für die Laufbahn besonders geeig­
net erscheinen. Dies ist insbesondere bei Bewer­
bern anzunehmen, die erst nach Abschluß einer 
Berufsausbildung die Vorbildungsvoraussetzun­
gen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 erworben haben und 
sich unmittelbar danach für die Einstellung bewer­
ben .. 

(3) Die Bewerber werden mit der Aufnahme in 
den Vorbereitungsdienst in das Beamtenverhältnis 
auf Widerruf berufen. Sie führen die Dienstbe­
zeichnung "Regierungsinspektoranwärter" ." 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Vorbereitungsdienst dauert 3 Jahre. 
Er gliedert sich in folgende Abschnitte: 

1. Praktische Einführung (berufspraktischer 
Studienabschnitt mit Einführungscharakter) 

2 Monate, 

2. Erster fachtheoretischer 
(Fachstudium I) 

Studienabschnitt 
9 Monate, 

3. Erster berufspraktischer Studienabschnitt 
(Fachpraktikum I) 8 Monate, 

4. Zweiter fachtheoretischer 
(Fachstudium II) 

5. Zweiter berufspraktischer 
(Fachpraktikum II) 

Studienabschnitt 
9 Monate, 

Studienabschnitt 
8 Monate."; 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Das fachtheoretische Studium und die das 
berufspraktische Studium begleitenden Unter­
richtsveranstaltungen umfassen mindestens 2400 
Unterrichtsstunden. Davon soUet!. 300 Unterrichts­
stunden auf den begleitenden Ynterricht entfal­
len." 

5. § 6 erhält folgende Fassung: 

,,§ 6 

Ausbildungsstätten 

(1) Die fachtheoretischen Studienabschnitte 
werden an der Bayerischen Beamtenfachhoch­
schule - Fachbereich Rechtspflege -, die berufs­
praktischen Studienabschnitte an Justizvollzugs­
anstalten als Ausbildungsanstalten durchgeführt. 
Während eines berufspraktischen Studienab-

\ 
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schnitts (§ 5 Abs. 1 Satz 2 Nrn.3 und 5) kann ein 
Monat bei einer Staatsanwaltschaft bei einem 
Landgericht abgeleistet werden. 

(2) Das Staatsministerium der Justiz bestimmt 
einzelne Justizvollzugsanstalten als Ausbildungs­
anstalten." 

6. Dem § 7 wird folgender neuer Absatz 4 angefügt: 

.. (4) Der Anwärter soll angemessene Kenntnisse 
in der Kurzschrift und im Maschinenschreiben be­
sitzen." 

7. Die §§ 8 bis 12 erhalten folgende Fassung: 

.. § 8 
Praktische Einführung 

Der Studienabschnitt soll dem Anwärter einen 
Überblick über Funktion, Aufgaben und gesell­
schaftliche Bedeutung des Justizvollzugs vermit­
teln und ihn in die Arbeitsbereiche und die beson­
deren Bedingungen des Zusammenlebens in einer 
Justizvollzugsanstalt einführen. Dabei sollen sich 
praktische Anschauung über den Arbeits- und Ge­
schäftsablauf bei der Ausbildungsanstalt, Lehrex­
kursionen und theoretische Unterweisung ergän­
z~n. 

§9 

Erster fachtheoretischer Studienabschnitt 
(Fachstudium I) 

Das Fachstudium I erstreckt sich auf folgende 
Lehrgebiete: 

1. Einführung in die Rechtsordnung sowie Bezüge 
der Rechtsordnung zur Gesellschaft, 

2. Einführung in das Bürgerliche Recht, 

3. Bürgerliches Recht, Allgemeiner Teil, 

4. Grundzüge des Rechts der Schuldverhältnisse, 

5. Grundzüge des Sachenrechts, 

6. Ausgewählte Fragen aus dem Familien- und 
Erbrecht, 

7. Strafrecht, Jugendstrafrecht und Grundzüge 
des Rechts der Ordnungswidrigkeiten, 

8. Strafverfahrens- und Gerichtsverfassungs­
recht, 

9. Grundzüge des Staats- und Verfassungs rechts, 

10. Einführung in das öffentliche Dienstrecht, 

11. Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 

12. Einführung in die Betriebswirtschaftslehre, 

13. Einführung in die Finanzwissenschaften, 

14. Geschichte des Strafvollzugs, 

15. Organisation der Vollzugsverwaltung, 

16. Gestaltung des Justizvollzugs, 

17. Strafvollstreckung, 

18. Einführung in die Psychologie, 

19. Grundzüge der Entwicklungspsychologie, 

20. Grundzüge der Sozialpsychologie, 

21. Einführung in die Soziologie, 

22. Grundzüge der Organisationssoziologie, 

23. Ausgewählte Fragen aus der Kriminologie. 

Die Lehrgebiete können teilweise auch im Fach­
studium II unterrichtet werden. 

§ 10 

Zweiter fachtheoretischer Studienabschnitt 
(Fachstudium II) 

Das Fachstudium II erstreckt sich auf folgende 
Lehrgebiete: 

1. Grundzüge des Handels- und Gesellschafts­
rechts, 

2. Grundzüge des Zivilprozeß-, Gerichtsverfas-
sungs- und Zwangsvollstreckungsrechts, 

3. Gnadenrecht, 

4. Grundzüge des Verwaltungsrechts, 

5. Ausgewählte Fragen aus den Finanzwissen­
schaften, 

6. Ausgewählte Fragen aus der Betriebswirt­
schaftslehre, 

7. Einführung in die elektronische Datenverar­
beitung, 

8. Beamtenrecht, 

9. Das Recht der Arbeiter und Angestellten des 
Öffentlichen Dienstes, 

10. Personalvertretungsrecht des Öffentlichen 
Dienstes, 

11. Ausgewählte Fragen der Bewirtschaftung ver-
sorgungsintensiver Organisationen, 

12. Straffälligenhilfe, 

13. Betriebspsychologie, 

14. Praktische Anwendung der Psychologie und 
Soziologie im Justizvollzug. 

Die Lehrgebiete können teilweise auch im Fach­
studium I unterrichtet werden. 

§11 

Erster und zweiter berufspraktischer 
Studienabschnitt 

(Fachpraktikum I und II) 

Während der berufspraktischen Studienab­
schnitte wird der Studierende folgenden Ausbil­
dungsstationen zugewiesen: 

Vollzugsleitung (Anstaltsleiter, 
Abteilungslei tel', juristischer Mi tarbei­
tel') und Vollzugsinspektor 

Hauptgeschäftsstelle 

Arbeitsverwaltung 

Wirtschaftsverwaltung 

Vollzugsgeschäftsstelle, Strafvoll­
streckung (§ 6 Abs. 1 Satz 2) 

Zahlstellenaufsicht und -überwachung 

Grundstücks-, Bau- und Wohnungs­
verwaltung 

Besondere Fachdienste 

§ 12 

3 Monate, 

2 Monate, 

3 Monate, 

3 Monate, 

2 Monate, 

1 Monat, 

1 Monat, 

1 Monat. 

Begleitende Unterrichtsveranstaltungen 

Während der berufspraktischen Studienab­
schnitte (Fachpraktikum I und II) hat der Studie­
rende an begleitenden Unterrichtsveranstaltungen 
in den Fächern 

Arbeitswesen, 

Wirtschaftswesen, 

Personalwesen, 
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einschlägige Verwaltungsvorschriften, 

Vollstreckungswesen, 

Vollzugs kunde und 

Sozialwissenschaften 

sowie an einem Klausurenkurs aus allen für die 
Anstellungsprüfung bedeutsamen Rechtsgebie­
ten 

teilzunehmen." 

8. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. es beruft an den Ausbildungsanstalten Aus­
bildungsleiter (§ 6 Abs.l Satz 1),"; 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

,,(5) Zu Ausbildungsleitern können nur Be­
amte des gehobenen Vollzugs- und Verwal­
tungsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten 
bestellt werden, die die Voraussetzungen des 
Art. 14 Abs. 2 und 3 des Bayerischen Beamten­
fachhochschulgesetzes erfüllen." 

9. Nach § 14 wird folgender § 14a eingefügt: 

,,§ 14a 

Vorgesetzte 

Vorgesetzte des Anwärters sind auch: 

1. während des fachtheoretischen Studiums der 
Leiter des Fachbereichs Rechtspflege der Baye­
rischen Beamtenfachhochschule, die von ihm 
Beauftragten und für die Unterrichtsveranstal­
tungen die jeweilige Lehrperson, 

2. während des berufspraktischen Studiums der 
Leiter der Ausbildungsbehörde, der Ausbil­
dungsleiter, die Ausbilder im Rahmen ihrer Aus­
bildungstätigkeit und für die begleitenden Un­
terrichtsveranstaltungen die damit beauftragten 
Lehrpersonen." 

10. § 16 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Wird ein Anwärter nicht nach § 18 Abs. 1 oder 
Abs. 3 Satz 1 entlassen, so gilt für seine weitere 
Ausbildung folgendes: 

1. Hat der Anwärter das Ziel des Fachstudiums I 
nicht erreicht, so ist die bisherige Ausbildung zu 
wiederholen. Ist in der Zwischen bewertung II 
die Gesamtleistung schlechter als mit "ausrei­
chend" bewertet, so hat der Anwärter das Fach­
praktikum I zu wiederholen. Bis zum nächsten 
Beginn dieses Studien abschnitts hat er am 
Fachstudium I teilzunehmen. Bei einer Bewer­
tung der Gesamtleistung in der Zwischenbewer­
tung III mit einer Note schlechter als "ausrei­
chend" hat der Anwärter das Fachstudium II zu 
wiederholen. Bis zum nächsten Beginn dieses 
Studienabschnitts hat er am Fachpraktikum I 
teilzunehmen. 

2. Soweit der Anwärter einem anderen als dem in 
Nummer 1 genannten Ausbildungsabschnitt zu­
zuweisen ist, regelt das Staatsministerium der 
Justiz im Benehmen mit dem Leiter des Fachbe­
reichs Rechtspflege der Bayerischen Beamten­
fachhochschule den Ausbildungsverlauf im ein­
zelnen. 

3. Ist die Bewertung nach § 15 Abs. 1 Nr.4 schlech­
ter als "ausreichend", so ist der weitere Verlauf 
der Ausbildung bis zum nächsten Prüfungster­
min unter Berücksichtigung der Leistungsmän­
gel des Anwärters besonders zu regeln." 

11. In § 23 Abs. 2 Nr. 5 werden die Worte "und Lehrbe­
auftragte" gestrichen. 

12. § 25 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß sowie 
die Eigenschaft als Prüfer enden außer durch Zeit­
ablauf mit dem Ausscheiden aus dem Hauptamt." 

13. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Der Prüfungsteilnehmer hat zu bearbeiten: 

1. eine Aufgabe aus dem Gebiet der Gestaltung des 
Justizvollzugs, 

2. eine Aufgabe aus dem Gebiet der Gestaltung des 
Justizvollzugs unter besonderer Berücksichti­
gung des Wirtschaftswesens der Justizvollzugs­
anstalten, 

3. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Arbeitswesens 
der Justizvollzugsanstalten unter Berücksichti­
gung betriebswirtschaftlicher Probleme, 

4. eine Aufgabe aus dem Gebiet der Psychologie 
und der Soziologie im Justizvollzug, 

5. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Öffentlichen 
Dienstrechts und des Personalwesens, 

6. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Bürgerlichen 
Rechts und des Handelsrechts, 

7. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Straf- und 
Strafverfahrensrechts einschließlich des Ju­
gendstrafrechts und der Strafvollstreckung, 

8. eine Aufgabe aus dem Gebiet des Verfassungs­
rechts und des Verwaltungsrechts." 

14. § 34 erhält folgende Fassung: 

,,§ 34 

Prüfungsnoten 

Die Bewertung richtet sich nach der in der Allge­
meinen Prüfungsordnung in ihrer jeweiligen Fas­
sung festgelegten Notenskala." 

15. § 36 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die mündliche Prüfung erstreckt sich auf die 
Gebiete des § 32 Abs. 2 sowie auf Fragen aus Poli­
tik, Wirtschaft und Gesellschaft. Die Prüfung ist 
vorwiegend Verständnisprüfung." 

16. § 37 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) In der mündlichen Prüfung sind vier EinzeI­
noten unter Verwendung der Notenstufen des § 34 
zu erteilen, und zwar je eine Note für die Gebiete 

1. Gestaltung des Justizvollzugs, Psychologie und 
Soziologie, 

2. Arbeits- und Wirtschaftswesen der Justizvoll­
zugsanstalt, Betriebswirtschaft und Bürgerli­
ches Recht, 

3. Straf- und Strafverfahrensrecht einschließlich 
Jugendstrafrecht, 

4. Grundfragen des Verwaltungs rechts , Öffentli­
ches Dienstrecht, Personalwesen und Strafvoll­
streckung. 

Grundkenntnisse im Verfassungsrecht sowie in 
Fragen aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
werden bei der Bewertung nach Satz 1 Nr.3 mit 
umfaßt." 

17. § 38 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Prüfungsgesamtnote wird nach der All­
gemeinen Prüfungsordnung in deren jeweiliger 
Fassung festgesetzt." 
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18. § 46 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der zum Aufstieg zugelassene Beamte des 
mittleren Dienstes wird drei Jahre in die Aufgaben 
der Laufbahn des gehobenen Vollzugs- und Ver­
waltungsdienstes bei den Justizvollzugsanstalten 
eingeführt. Er besucht als Einführung die Lehrver­
anstaltungen des fachtheoretischen Studiums an 
der Bayerischen Beamtenfachhochschule und 
nimmt am berufspraktischen Studium mit beglei­
tenden Unterrichtsveranstaltungen teil. Die Be­
stimmungen dieser Verordnung über das fachtheo­
retische und das berufspraktische Studium sowie 
über die Prüfung finden entsprechende Anwen­
dung." 

19. § 47 erhält folgende Fassung: 

,,§ 47 

Übergangsregelung 

(1) Die Anwärter der Einstellungsjahrgänge 
1979, 1980 und 1981 oder Anwärter früherer Ein­
stellungsjahrgänge, die den vorgenannten Einstel­
lungsjahrgängen zur Ausbildung zugewiesen sind, 
werden nach den Vorschriften der Verordnung in 
der Fassung vom 2. Dezember 1976 (GVBlI977 S. 1) 
ausgebildet. 

(2) Anwärter von Einstellungsjahrgängen, die 
dem Einstellungsjahrgang 1982 oder den folgenden 
Einstellungsjahrgängen zur Ausbildung zugewie­
sen worden sind, werden nach den Vorschriften 
dieser Verordnung ausgebildet. 

.~iebente Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 
zur Gliederung der staatlichen 

Fachhochschulen 

Vom 14. Februar 1983 

Auf Grund von Art. 11 Abs. 3 Satz 1 und Art. 45 Abs. 2 
Satz 1 in Verbindung mit Art. 111 des Bayerischen 
Hochschulgesetzes erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Unterricht und Kultus folgende Verord­
nung: 

§ 1 

§§ 4 und 7 der Verordnung zur Gliederung der staat­
lichen Fachhochschulen vom 4. Oktober 1974 (GVBI 
S. 564), zuletzt geändert durch Verordnung vom 11. Fe­
bruar 1981 (GVBI S. 44), erhalten folgende Fassung: 

,,§ 4 

Die Fachhochschule Nürnberg wird gegliedert in 
den Zentralbereich sowie folgende Fachbereiche: 

1. Fachbereich Allgemeinwissenschaften, 

2. Fachbereich Architektur, 

3. Fachbereich Bauingenieurwesen, 

4. Fachbereich Elektrische Energietechnik, 

5. Fachbereich Nachrichten- und Feinwerktechnik , 
6. Fachbereich Maschinenbau, 

(3) Anwärter, die die Anstellungsprüfung 1983 
ablegen oder an der Anstellungsprüfung 1984 als 
Wiederholer teilnehmen, legen diese Prüfungen 
nach den Vorschriften dieser Verordnung ab, es sei 
denn, sie teilen dem Staatsministerium der Justiz 
bis spätestens 30. April des jeweiligen Prüfungs­
jahres mit, daß sie die Prüfung nach den Vorschrif­
ten der Verordnung in der Fassung vom 2. Dezem­
ber 1976 ablegen wollen." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1983 in Kraft. 

§3 

Das Staatsministerium der Justiz wird ermächt igt, 
die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungs ordnung 
für den gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienst 
bei den Justizvollzugsanstalten neu bekanntzumachen 
und Unstimmigkeiten des Wor tlauts zu beseitige n. 

München, den 4. Februar 1983 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

August R. L a n g , Staatsminister 

7. Fachbereich Technische Chemie und Verfahrens­
technik, 

8. Fachbereich Werkstoff technik, 

9. Fachbereich Betriebswirtschaft, 

10. Fachbereich Gestaltung, 

11. Fachbereich Sozialwesen. 

§7 

Die Fachhochschule Weihenstephan wird gegliedert 
in die Abteilungen Weihenstephan, Schönbrunn und 
Triesdorf, den Zentral bereich sowie folgende Fachbe­
reiche: 

1. Fachbereich Forstwirtschaft, 

2. Fachbereich Gartenbau, 

3. Fachbereich Landwirtschaft I, 

4. Fachbereich Landwirtschaft 11 in Triesdorf, 

5. Fachbereich Landespflege." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1983 in Kraft. 

München, den 14. Februar 1983 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 
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Verordnung 
•• zur Anderung der Verordnung 

über die Gewährung staatlicher 
Zuschüsse zur Errichtung und 

zum Betrieb von Fachhochschulen 
einer Körperschaft oder Stiftung 

des öffentlichen Rechts 

Vom 16. Februar 1983 

Auf Grund des Art. 99 Satz 5 des Bayerischen Hoch­
schulgesetzes erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

§ 1 

§ 12 der Verordnung über die Gewährung staatlicher 
Zuschüsse zur Errichtung und zum Betrieb von Fach­
hochschulen einer Körperschaft oder Stiftung des öf­
fentlichen Rechts vom 27. September 1972 (GVBl 
S. 442) wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Zu den Personalaufwendungen gehören die Ge­
samtaufwendungen für die im Rechnungsjahr tat­
sächlich an der Fachhochschule im Haupt- oder Ne­
benberuf tätigen Lehr- und sonstigen Dienstkräfte 
einschließlich des Verwaltungs- und Hauspersonals 

zuzüglich eines Versorgungszuschlags für diejeni­
gen hauptberuflich beschäftigten Lehrpersonen, de­
nen der Bedarfsträger einen Rechtsanspruch auf le­
benslängliche Altersversorgung und auf Hinterblie­
benenversorgung nach den für die Beamten des 
Freistaates Bayern geltenden Vorschriften einge­
räumt hat, wenn sie dadurch sozialversicherungsfrei 
sind oder wenn sich dieser Versorgungs anspruch 
gegenüber dem Bedarfsträger nach den für die Be­
amten des Freistaates Bayern geltenden Vorschrif­
ten bemißt, auf diesen Anspruch Leistungen sowohl 
aus der Angestelltenversicherung als auch aus einer 
anderen Versorgung voll angerechnet werden und in 
die zuschußfähigen Personalaufwendungen keine 
Leistungen einbezogen werden, die der Absicherung 
der Versorgungs bezüge dienen." 

2. Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"Der Versorgungszuschlag nach Maßgabe des Ab­
satzes 1 beträgt 30 v. H. der ruhegeha ltfähigen 
Dienstbezüge zuzüglich der anteiligen Sonderzu­
wendung." 

§2 

1§ 1 Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1976 in 
Kraft. 21m übrigen tritt diese Verordnung mit Wirkung 
vom 1. Januar 1983 in Kraft. 

München, den 16. Februar 1983 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Prof. Hans Mai er, Staatsminister 

.. Verordnung 
zur Anderung der Verordnung 

über Einfuhruntersuchungsstellen 
Vom 23. Februar 1983 

Auf Grund des § 13 Abs. 3 des Fleischbeschauge­
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. September 1981 (BGBI I S. 1045) in Verbindung mit 
§ 1 der Verordnung zum Vollzug des Fleischbeschau­
gesetzes vom 21. November 1974 (GVBI S.774) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium des Innern folgen­
de Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über Einfuhruntersuchungsstellen 
vom 1. September 1975 (GVBI S. 308), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 20. März 1981 (GVBl S. 88), 
wird wie folgt geändert: 

In der Anlage wird die Nummer 15a gestrichen. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1983 in Kraft. 

München, den 23. Februar 1983 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Karl H i I I e r m eie r , Staats minister 
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Prüfungsordnung 
für den mittleren Polizeivollzugsdienst 

(POmPol) 

Vom 23. Februar 1983 

Auf Grund des Art. 115 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 des 
Bayerischen Beamtengesetzes erläßt das Bayerische 
Staats ministerium des Innern im Einvernehmen mit 
dem Landespersonalausschuß folgende Verordnung: 

Inhaltsübersicht 

Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 
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Prufungsorgane 

§ 2 Bestimmung der Prüfungsorgane 

§ 3 Bildung und Zusammensetzung des Prüfungsausschus­
ses 

§ 4 Aufgaben des Prüfungsausschusses und seines Vorsit-
zenden 

§ 5 Beschlußfassung des Prüfungsausschusses 

§ 6 Aufgaben des Prüfungsamtes 

§ 7 Bestellung und Aufgaben der Prüfer 

§ 8 Prüfungskommissionen für die mündliche Prüfung 
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Prufungsanforderungen 

§ 9 Prüfungsteile, Prüfungsfächer 

§ 10 Schriftliche Prüfung 

§ 11 Mündliche Prüfung 

Abschni tt IV 

Prufungsverfahren 

§ 12 Prüfungsorte, Prüfungstermine 

§ 13 Zulassung und Ladung zur Prüfung 

§ 14 Ausschluß von der Teilnahme an der Prüfung 

§ 15 Rücktritt und Versäumnis 

§ 16 Verhinderung 

§ 17 Unterschleif und Beeinflussungsversuch 

§ 18 Mängel im Prüfungsverfahren 
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§ 21 Nichtbestehen der Prüfung 

§ 22 Festsetzung der Platzziffer 

§ 23 Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 
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Wiederholung der Prufung 

§ 24 Wiederholung der Prüfung bei Nichtbestehen oder zur 
Notenverbesserung 

§ 25 Prüfungsverfahren 

Abschni tt VI 

Ubergangs- und Schluß bestimmungen 

§ 26 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelung 

Abschnitt I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Die Prüfungsordnung gilt für die Anstellungs­
prüfung für den mittleren Polizeivollzugsdienst. 

(2) Ergänzend gelten die Vorschriften der Allgemei­
nen P r üfungsordnung. 

Abschnitt 11 

Prüfungsorgane 

§2 

Bestimmung der Prüfungsorgane 

(1) Prüfungsorgane sind 

1. der Prüfungsausschuß, 

2. der Vorsitzende des Prüfungsausschusses, 

3. die Prüfer, 

4. die Prüfungskommissionen für die mündliche Prü­
fung. 

(2) Die technische Durchführung der Prüfung 
obliegt dem Prüflmgsamt für die Bayerische Polizei 
(Prüfungsamt). 

§3 

Bildung und Zusammensetzung des 
Prüfungsausschusses 

(1) 1 Beim Präsidium der Bereitschaftspolizei wird 
ein Prüfungsausschuß gebildet. 2Der Prüfungsaus­
schuß besteht aus dem Vorsitzenden und zwei weite­
ren Mitgliedern. 

(2) lVorsitzender des Prüfungsausschusses ist der 
Leiter der Abteilung Öffentliche Sicherheit und Ord­
nung im Staatsministerium des Innern. 2Das Staats­
ministerium des Innern bestellt die weiteren Mitglie­
der auf die Dauer von drei Jahren. 3Je eines der weite­
ren Mitglieder muß dem gehobenen und dem mittleren 
Polizeivollzugsdienst angehören. 4Für jedes Mitglied 
des Prüfungsausschusses ist für die Dauer von drei 
Jahren ein Vertreter zu bestellen; der Vertreter des 
Vorsitzenden ist der Leiter der Bereitschaftspolizei, im 
übrigen gilt Satz 3. 

(3) 1 Die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuß endet 
mit dem Ausscheiden aus dem Hauptamt. 2Außerdem 
endet die Mitgliedschaft des Vorsitzenden mit dem 
Ausscheiden aus seiner Dienststellung (Absatz 2 
Satz 1), die der weiteren Mitglieder mit dem Ausschei­
den aus ihrer Laufbahn (Absatz 2 Satz 3). 
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(4) Die Zusammensetzung des Prüfungsausschusses 
ist der Geschäftsstelle des Landespersonalausschus­
ses mitzuteilen. 

§4 
Aufgaben des Prüfungsausschusses und 

seines Vorsitzenden 

(1) Der Prüfungsausschuß hat 

1. die Prüfer zu bestellen und abzuberufen, 

2. die Prüfungsfächer zu bestimmen, aus denen 
schriftliche Aufgaben zu stellen sind, und die Aufga­
ben auszuwählen, 

3. die Hilfsmittel zur Bearbeitung de r schriftlichen 
Aufgabe n zu bestimmen, 

4. über die Folgen des Unterschleifs, des Rücktritts, 
der Verhinderung, des Versäumnisses und der nicht 
rechtzeitigen Ablieferung einer P rüfungsarbeit zu 
entscheiden, soweit nicht nach § 16 der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses zuständig ist. 

(2) [Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses hat 

1. den Prüfungsausschuß einzuberufen und die Sitzun­
gen zu leiten, 

2. den Stichentscheid (§ 19 Abs. 2 Satz 3) zu treffen 
oder durch einen anderen Prüfer treffen zu lassen, 

3. über Rechtsbehelfe im Zusammenhang mit der Prü­
fung zu befinden, 

4. alle Entscheidungen zu treffen, die nicht anderen 
Prüfungsorganen übertragen sind. 

2Der Vorsitzende ist befugt, an Stelle des Prüfungsaus­
schusses unaufschiebbare Entscheidungen zu treffen. 
3Er hat den Prüfungsausschuß in de r nächsten Sitzung 
zu unterrichten. 

§5 

Beschlußfassung des Prüfungsausschusses 

(1) [Beratung und Abstimmung des Prüfungsaus­
schusses sind geheim. 2Der Leiter der Be reitschaftspo­
lizei kann an den Sitzungen des Prüfungsausschusses 
teilnehmen. 3Der Prüfungsausschuß kann Personen, 
die mit Ausbildungs- und Prüfungsangelegenheiten 
befaßt sind, zu seinen Sitzungen zuziehen. 

(2) Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sind bei 
ihrer Tätigkeit unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. 

§6 

Aufgaben des Prüfungsamtes 

Das Prüfungsamt hat 

1. die Entscheidungen der Prüfungsorgane zu vollzie­
hen, 

2. der Geschäftsstelle des Landespersonalausschus­
ses und dem Staatsministerium des Innern die Ter­
mine der Prüfungsteile mitzuteilen, 

3. die Entwürfe der Prüfungsaufgaben einzuholen, 
dazu Stellung zu nehmen und sie unter Verschluß 
zu verwahren, 

4. über die Zulassung zur Prüfung und über Anträge 
auf Prüfungsvergünstigungen zu entscheiden; § 13 
Abs. 1 Satz 1 bleibt unberührt, 

5. die Prüfungsteilnehmer zur schriftlichen und 
mündlichen Prüfung zu laden, 

6. die Aufsichtspersonen zu bestellen, 

7. die Prüfer für die Erst- und Zweitbewertung der 
schriftlichen Prüfungsarbeiten einzuteilen, 

8. das Arbeitsplatznummernverzeichnis anzulegen 
und zu verwahren, 

9. die Namen der Verfasser der Prüfungsarbeiten 
nach der Korrektur festzustellen, 

10. die Prüfungskommissionen für die mündliche Prü­
fung zu bilden, 

11. die Gesamtprüfungsnoten und die Platzziffern zu 
berechnen und das Platzziffernverzeichnis anzule­
gen, 

12. nach der Prüfung über Anträge auf Einsicht in die 
Prüfungsakten zu entscheiden, 

13. die Prüfungsakten zu verwahren und die Prüfungs­
arbeiten zehn Jahre aufzubewahren. 

§7 

Bestellung und Aufgaben der Prüfer 

(1) Prüfer sind ohne besondere Bestellung die Mit­
glieder des Prüfungsausschusses und ihre Vertreter. 

(2) Als weitere Prüfer können jeweils für eine An­
ste llungsprüfung bestellt werden 

1. hauptamtliche Lehrkräfte der Bereitschaftspolizei, 

2. Beamte des höheren oder gehobenen Polizeivoll­
zugsdienstes. 

(3) Die Prüfer wirken beim Entwerfen der Prüfungs­
aufgaben, bei der Bewertung der schriftlichen Arbei­
ten und bei der Abnahme der mündlichen Prüfung mit. 

§8 
Prüfungskommissionen für die 

mündliche Prüfung 

(1) Zur Abnahme der mündlichen Prüfung werden 
Prüfungskommissionen gebildet. 

(2) [Die Prüfungskommission besteht aus einem 
Vorsitzenden und zwei Beisitzern. 2Zum Vorsitzenden 
ist ein Beamter des höheren oder gehobenen Polizei­
vollzugsdienstes zu bestellen. 3Die Beisitzer müssen 
die Befähigung für den gehobenen Polizeivollzugs­
dienst besitzen. 

Abschnitt III 

Prüfungsanforderungen 

§9 

Prüfungsteile, Prüfungsfächer 

(1) [Die Anstellungsprüfung besteht aus einem 
schriftlichen und einem mündlichen Teil und findet im 
Anschluß an den Anstellungslehrgang (3. Ausbil­
dungsstufe) statt. 2Sie ist nicht öffentlich. 

(2) Prüfungsfächer sind folgende Lehrfächer: 

1. Strafrecht, 

2. Allgemeines Polizeirecht, Straf- und Bußgeldver­
fahrensrecht, 

3. Besonderes Sicherheitsrecht, 

4. Einzelfragen des bürgerlichen Rechts, 
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5. Grundzüge des Beamtenrechts (einschließlich Dis-
ziplinarrecht), 

6. Verkehrsrecht und praktischer Verkehrsdienst, 

7. Kriminalistik, 

8. Polizeidienstkunde (einschließlich Fernmeldewe­
sen), 

9. Grundzüge der Einsatzlehre, 

10. Grundzüge des staatsbürgerlichen Lebens (politi­
~che Bildung). 

§ 10 

Schriftliche Prüfung 

(1) 1Jn der schriftlichen Prüfung hat der Prüfungs­
teilnehmer sechs Aufgaben von je zweieinhalb Stun­
den zu bearbeiten. 2Eine Aufgabe muß das Wissen in 
politischer Bildung prüfen. 3Prüfungsteilnehmerinnen 
für den mittleren Dienst der weiblichen Kriminalpoli­
zei bearbeiten an Stelle einer Aufgabe aus dem Ver­
kehrsrecht und praktischen Verkehrsdienst eine Auf­
gabe aus den übrigen Prüfungsfächern. 

(2) Die Aufgaben sind in der Regel an aufeinander­
folgenden Arbeitstagen zu bearbeiten, an einem Tag 
nicht mehr als zwei. 

§1l 

Mündliche Prüfung 

(1) lDie mündliche Prüfung ist vornehmlich Ver­
ständnisprüfung. 2Sie erstreckt sich auch auf Fragen 
des Allgemeinwissens. 

(2) lFür jeden Prüfungsteilnehmer ist eine Gesamt­
prüfungsdauer von zwanzig Minuten vorzusehen. 2In 
der Regel werden drei Prüfungsteilnehmer eine Stun­
de lang gemeinsam geprüft. 

(3) Die Mitglieder der Prüfungskommission müssen 
während der Prüfung ständig anwesend sein. 

(4) lNeben den in der Allgemeinen Prüfungsordnung 
genannten Personen und Personen, denen der Vorsit­
zende des Prüfungsausschusses die Anwesenheit er­
laubt, können Beauftragte des Staatsministeriums des 
Innern, der Leiter der Bereitschaftspolizei und von 
ihm beauftragte Dienstkräfte anwesend sein. 2Mit 
Ausnahme der in der Allgemeinen Prüfungsordnung 
genannten Personen dürfen die zur Anwesenheit Be­
rechtigten jedoch nicht an der Beratung der Prüfungs­
kommission teilnehmen. 

Abschnitt IV 

Prüfungsverfahren 

§ 12 

Prüfungsorte, Prüfungstermine 

lDie Prüfungsorte und Prüfungstermine bestimmt 
das Prüfungsamt. 2Das Staatsministerium des Innern 
ist zu unterrichten. 

§ 13 

Zulassung und Ladung zur Prüfung 

(1) lAis zur Prüfung zugelassen gilt, wer an der auf 
die Prüfung vorbereitenden Ausbildung ordnungsge­
mäß teilgenommen hat, sofern ihm die Zulassung 

nicht durch schriftlichen Bescheid versagt wird. 2In 
der Regel ist eine Teilnahme an der vorbereitenden 
Ausbildung nicht mehr ordnungsgemäß, wenn sie 
mehr als vier zusammenhängende Wochen unterbro­
chenwar. 

(2) Mit der Ladung sind den Prüfungsteilnehmern 
die Zulassung zur Prüfung und die zugelassenen Hilfs­
mittel bekanntzugeben. 

§ 14 

Ausschluß von der Teilnahme an 
der Prüfung 

(1) Wer sich während des Prüfungsverfahrens in 
Haft, Unterbringung oder Verwahrung befindet, ist 
von der Teilnahme an der Prüfung insoweit ausge­
schlossen. 

(2) lVon der Teilnahme an der Prüfung kann ganz 
oder teilweise ausgeschlossen werden, wer 

1. den ordnungsgemäßen Ablauf stört oder zu stören 
versucht, 

2. an einer Krankheit leidet, die die Gesundheit ande­
rer ernstlich gefährden oder den ordnungsgemäßen 
Ablauf der Prüfung nachhaltig beeinträchtigen wür­
de. 

2Die Entscheidung trifft der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses, in dringenden Fällen in der schrift­
lichen Prüfung die jeweilige Aufsichtsperson, in der 
mündlichen Prüfung der Vorsitzende der Prüfungs­
kommission; das gilt entsprechend für die Entschei­
dung, ob und gegebenenfalls wie lange die Bearbei­
tungszeit für eine schriftliche Aufgabe oder die Dauer 
der mündlichen Prüfung wegen einer Störung zu ver­
längern ist. 

(3) In Fällen des Absatzes 1 gelten die Vorschriften 
der §§ 15 und 16, in Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 die Vor­
schriften des § 15 und in Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 die 
Vorschriften des § 16 sinngemäß. 

§ 15 
Rücktritt und Versäumnis 

(1) lTritt ein zugelassener Prüfungsteilnehmer vor 
Beginn der Prüfung zurück, so gilt die Prüfung als ab­
gelegt und nicht bestanden. 2Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn ein Prüfungsteilnehmer während der Prüfung 
zurücktritt oder einen Prüfungsteil ganz versäumt. 

(2) lBearbeitet ein Prüfungsteilnehmer ohne genü­
gende Entschuldigung eine schriftliche Aufgabe nicht 
oder gibt er eine schriftliche Aufgabe ohne genügende 
Entschuldigung nicht rechtzeitig ab, so wird sie mit 
"ungenügend" bewertet. 2Satz 1 gilt entsprechend, 
wenn ein Prüfungsteilnehmer den mündlichen Teil 
der Prüfung teilweise versäumt. 

§ 16 

Verhinderung 

(1) Kann ein Prüfungsteilnehmer aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, einen Prüfungsteil nicht oder 
nicht vollständig ablegen (Verhinderung), so gilt fol­
gendes: 

1. Hat der Prüfungsteilnehmer weniger als vier der 
schriftlichen Aufgaben bearbeitet, so gilt die Prü­
fung als nicht abgelegt. 
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2. Hat der Prüfungsteilnehmer mindestens vier der 
schriftlichen Aufgaben bearbeitet, so gilt die Prü­
fung als abgelegt; die fehlenden Aufgaben sind in­
nerhalb einer vom Vorsitzenden des Prüfungsaus-' 
schusses zu bestimmenden Zeit nachzuarbeiten. 

3. Eine nicht oder nicht vollständig abgelegte mündli­
che Prüfung ist in vollem Umfang an einem vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zu bestim­
menden Termin nachzuholen. 

(2) I Eine Verhinderung und deren Dauer sind unver­
züglich schriftlich beim Vorsitzenden des Prüfungs­
ausschusses geltend zu machen und nachzuweisen. 
2Er entscheidet, ob eine Verhinderung vorliegt. 

(3) 11m Falle der Verhinderung wegen Krankheit ist 
der Nachweis grundsätzlich durch ein Zeugnis des Po­
lizeiarztes zu führen, das in der Regel nicht später als 
am Prüfungstag ausgestellt sein darf. 2Der Vorsitzen­
de des Prüfungsausschusses kann zulassen, daß der 
Nachweis durch das Zeugnis eines bestimmten oder 
beliebigen Arztes erbracht wird oder daß in offensicht­
lichen Fällen auf die Vorlage eines Zeugnisses ver­
zichtet wird. 

(4) Die Geltendmachung der Verhinderung ist aus­
geschlossen 

1. für den schriftlichen Teil der Prüfung, wenn nach 
seinem Abschluß mehr als ein Monat verstrichen ist, 

2. für den mündlichen Teil der Prüfung, wenn ihr Er­
gebnis bekanntgegeben worden ist. 

(5) In Fällen besonderer Härte kann der Prüfungs­
ausschuß auf Antrag die Nachfertigung von schriftli­
chen Arbeiten erlassen. 

(6) I Ist einem Prüfungsteilnehmer aus wichtigen 
Gründen die Ablegung der Prüfung ganz oder teilwei­
se nicht zuzumuten, so kann der Vorsitzende des Prü­
fungsausschusses auf Antrag sein Fernbleiben geneh­
migen. 2Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß. 

§ 17 

Unterschleif und Beeinflussungsversuch 

(1) IVersucht ein Prüfungsteilnehmer, das Ergebnis 
einer Prüfungsleistung durch Unterschleif, Täuschung 
oder Benutzung nicht zugelassener Hilfsmittel zu ei­
genem oder fremdem Vorteil zu beeinflussen, so ist die 
betreffende Prüfungsleistung mit "ungenügend" zu 
bewerten. 2In schweren Fällen ist der Prüfungsteil­
nehmer von der Prüfung auszuschließen; er hat die 
Prüfung nicht bestanden. 3Als Unterschleif gilt bereits 
der Besitz nicht zugelassener Hilfsmittel nach Ausga­
be der Prüfungsaufgaben, sofern nicht der Prüfungs­
teilnehmer nachweist, daß der Besitz weder auf Vor­
satz noch auf Fahrlässigkeit beruht. 

(2) IWird ein Tatbestand nach Absatz 1 Satz 1 erst 
nach Abschluß der Prüfung bekannt, so ist die betref­
fende Prüfungsleistung nachträglich mit "ungenü­
gend" zu bewerten und das Gesamtprüfungsergebnis 
entsprechend neu festzusetzen. 2In schweren Fällen ist 
die Prüfung als nicht bestanden zu erklären. 3Ein un­
richtiges Prüfungszeugnis ist einzuziehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die mündliche Prü­
fung entsprechend. 

(4) lEin Prüfungsteilnehmer, der einen Prüfer zu 
günstigerer Beurteilung zu veranlassen oder eine mit 
der Feststellung des Prüfungsergebnisses beauftragte 
Person zur Verfälschung des Prüfungsergebnisses zu 
verleiten versucht, hat die Prüfung nicht bestanden. 

21st die Prüfung noch nicht abgeschlossen, so ist er von 
der Fortsetzung auszuschließen und die Prüfung als 
nicht bestanden zu erklären. 

§ 18 
Mängel im Prüfungsverfahren 

(1) Erweist sich, daß das Prüfungsverfahren mit 
Mängeln behaftet war, die die Chancengleichheit er­
heblich verletzt haben, so kann der Prüfungsausschuß 
auf Antrag eines Prüfungsteilnehmers oder von Amts 
wegen anordnen, daß von einem bestimmten Prü­
fungsteilnehmer oder von allen Prüfungsteilnehmern 
die Prüfung oder einzelne ihrer Teile zu wiederholen 
sind. 

(2) I Ein Antrag nach Absatz 1 ist unverzüglich zu 
stellen. 2Nach Ablauf eines Monats seit dem Abschluß 
eines Prüfungsteils können Mängel, die diesen ' Prü­
fungsteil betreffen, nicht mehr geltend gemacht wer­
den. 

(3) Sechs Monate nach Abschluß der Prüfung darf 
der Prüfungsausschuß von Amts wegen Anordnungen 
nach Absatz 1 nicht mehr treffen. 

§ 19 

Bewertung der einzelnen Prüfungsleistungen 

(l). IDie einzelnen Prüfungsleistungen werden nach 
der Notenskala der Allgemeinen Prüfungsordnung be­
wertet. 2Einzelne Prüfungsleistung im Sinn des Sat­
zes 1 ist in der schriftlichen Prüfung eine Prüfungsar­
beit, in der mündlichen Prüfung die Summe der Ant­
worten auf die Fragen eines Prüfers. 

(2) IJede der schriftlichen Prüfungsarbeiten ist ge­
sondert von zwei Prüfern (Erst- und Zweitprüfer) selb­
ständig zu bewerten. 2Bei abweichendem Ergebnis sol­
len die Prüfer eine Einigung versuchen. 3Kommt sie 
nicht zustande, so entscheidet der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses oder der von ihm bestimmte 
Prüfer. 

(3) IFür jede Prüfungsleistung in der mündlichen 
Prüfung setzen die Mitglieder der Prüfungskommis­
sion mit Stimmenmehrheit eine ganze Note fest. 2Das 
Mittel der drei Einzelnoten, berechnet auf zwei Dezi­
malstellen, ist die Note der mündlichen Prüfung. 3Die 
dritte Dezimalstelle bleibt unberücksichtigt. 

§ 20 

Gesamtprüfungsnote 

I Die Gesamtprüfungsnote wird aus den Noten der . 
schriftlichen Prüfungs arbeiten und der Note der 
mündlichen Prüfung gebildet. 2Hierbei zählt die Note 
der mündlichen Prüfung zweifach. 3Die Summe der 
Einzelnoten (Satz 1), geteilt durch acht, ergibt die Ge­
samtprüfungsnote. 4Sie ist auf zwei Dezimalstellen zu 
berechnen. 5Die dritte Dezimalstelle bleibt unberück­
sichtigt. 

§ 21 
Nichtbestehen der Prüfung 

(1) Die Prüfung hat nicht bestanden, wer eine 
schlechtere Gesamtprüfungsnote als "ausreichend" 
erhalten hat. 

(2) I Die Prüfung hat ferner nicht bestanden, wer in 
den Einzelnoten zweimal die Note "ungenügend" oder 
einmal die Note "ungenügend" und zweimal die Note 
"mangelhaft" oder viermal die Note "mangelhaft" er-
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halten hat. 2Die Note der mündlichen Prüfung zählt 
hier nur einmal. 3Werden einzelne Prüfungsarbeiten 
erlassen, bestimmt der Prüfungsausschuß unter Anle­
gung eines verhältnisgerechten Maßstabes, ab welcher 
Häufung der vorgenannten Einzelnoten die Prüfung 
nicht bestanden ist. 

§ 22 
Festsetzung der Platzziffer 

(1) IFür jeden Prüfungsteilnehmer, der die Prüfung 
bestanden hat, wird nach seiner Gesamtprüfungsnote 
eine Platzziffer festgesetzt. 2Bei gleichen Gesamtprü­
fungsnoten wird die gleiche Platzziffer erteilt; in die­
sem Fall erhält der nächstfolgende Teilnehmer mit 
schlechterer Gesamtprüfungsnote die Platzziffer, die 
sich ergibt, wenn die mehreren gleichen Platzziffern 
fortlaufend weitergezählt werden. 

(2) lAlle Prüfungsteilnehmer werden in ein Platzzif­
fernverzeichnis aufgenommen. 2Prüfungsteilnehmer, 
die die Prüfung wiederholen, Aufgaben nachfertigen 
oder die mündliche Prüfung nachholen, sind dabei be­
sonders zu kennzeichnen. 

§ 23 

Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses 

(1) Das Ergebnis der Prüfung soll dem Prüfungsteil­
nehmer innerhalb eines Monats nach endgültiger Be­
wertung sämtlicher Prüfungsleistungen bekanntgege­
ben werden. 

(2) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung bestanden 
haben, erhalten ein Prüfungszeugnis, aus dem zu erse­
hen ist: 

1. die Gesamtprüfungsnote nach Notenstufe und Zah­
lenwert, 

2. die Platzziffer mit Angabe der Zahl aller Prüfungs­
teilnehmer, der Zahl derjenigen, die die Prüfung be­
standen haben und der Zahl der Prüfungsteilnehmer 
mit gleicher Platzziffer, 

3. die Noten (Zahlenwert) für die schriftlichen Prü­
fungsarbeiten, 

4. die Note (Zahlenwert) für die mündliche Prüfung. 

(3) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung nicht be­
standen haben, erhalten eine Bescheinigung, aus der 
die Gründe des Nichtbestehens ersichtlich sind. 

(4) Prüfungszeugnisse und Bescheinigungen werden 
vom Leiter der Bereitschaftspolizei ausgefertigt. 

(5) Eine listenmäßige Aufstellung der Prüfungsteil­
nehmer nach Prüfungsnoten und Platzziffern ist dem 
Staatsministerium des Innern und der Geschäftsstelle 
des Landespersonalausschusses spätestens drei Mo­
nate nach Abschluß der Prüfung zu übermitteln. 

Abschnitt V 

Wiederholung der Prüfung 

§ 24 
Wiederholung der Prüfung bei Nichtbestehen 

oder zur Notenverbesserung 

(1) lprüfungsteilnehmer, die die Prüfung nicht be­
standen haben oder deren Prüfung als nicht bestanden 
gilt, können die Prüfung einmal wiederholen. 21hnen 

soll Gelegenheit zu einer ergänzenden Ausbildung ge­
geben werden. 3Über die Zulassung zur Prüfung ent­
scheidet das Prüfungsamt; § 13 Abs. 1 Satz 1 findet kei­
ne Anwendung. 

(2) Prüfungsteilnehmer, die die Prüfung bei der er­
sten Ablegung bestanden haben, können sie zur No­
tenverbesserung einmal wiederholen; Absatz 1 Satz 3 
gilt entsprechend. 

(3) Die Prüfung ist nur im gesamten Umfang wieder­
holbar. 

§25 

Prüfungsverfahren 
(1) IDie Prüfung muß grundsätzlich zum ersten Prü­

fungstermin wiederholt werden, der nach der Aushän­
digung des Prüfungszeugnisses oder der Bescheini­
gung über das Nichtbestehen der Prüfung stattfindet. 
2Kann der Antragsteller aus Gründen, die er nicht zu 
vertreten hat, die Wiederholungsprüfung an diesem 
Termin nicht ablegen, so ist er auf Antrag zum näch­
sten Termin zuzulassen, der nach Wegfall des Hinder­
nisses stattfindet. 

(2) IPrüfungsteilnehmer nach § 24 Abs. 2, die die 
Wiederholungsprüfung bestanden haben, entscheiden, 
welches Prüfungsergebnis sie gelten lassen wollen. 
2Wird binnen eines Monats nach Aushändigung des 
Prüfungszeugnisses keine Wahl getroffen, so gilt das 
bessere Ergebnis als gewählt. 3Fällt die Wahl auf das 
Ergebnis der Wiederholungsprüfung, so bleiben schon 
eingetretene Rechtsfolgen aus der Erstprüfung unbe­
rührt. 

Abschnitt VI 

Ubergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 26 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten, 
Übergangsregelung 

(1) IDiese Verordnung tritt am 1. März 1983 in Kraft. 
2Gleichzeitig tritt die Prüfungsordnung für den mittle­
ren Polizeivollzugsdienst (POmPol) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. April 1976 (GVBI S. 177), ge­
ändert durch Verordnung vom 14. November 1980 
(GVBI S. 695), außer Kraft. 

(2) IFür Beamte, die 
~ 

1. eine Anstellungsprüfung, die sie nach den für sie 
geltenden Ausbildungsbestimmungen vor dem 
1. März 1983 abzulegen gehabt hätten, aus von ihnen 
nicht zu vertretenden Gründen bis dahin nicht abge­
legt haben, 

2. eine vor dem 1. März 1983 abgelegte Erstprüfung 
nach dem 28. Februar 1983 wiederholen dürfen, 

führt das Prüfungsamt eine Anstellungsprüfung nach 
den Bestimmungen der §§ 8 bis 18 der Prüfungsord­
nung durch, die am 1. März 1983 außer Kraft tritt. 21m 
übrigen gelten die Bestimmungen dieser Verordnung. 

München, den 23. Februar 1983 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 
Dr. Karl H i I I e r m eie r, Staatsminister 

I 
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Fünfzehnte Verordnung 
zu Art. 7 des Kostengesetzes 

Vom 23. Februar 1983 

Auf Grund des Art. 7 des Kostengesetzes erläßt das 
Bayerische Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Für Widerspruchsentscheidungen im Vollzug der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften über Beihilfen 
zur Eingliederung junger Aussiedler, junger Zuwan­
derer aus der DDR und Berlin (Ost) sowie junger aus-

ländischer Flüchtlinge - sog. Garantiefonds - (A VV­
GF) des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge­
sundheit vom 17. Dezember 1981 (GMBl1982 S . 65) 
werden Kosten (Gebühren und Auslagen) nicht erho­
ben. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. März 1983 in Kraft. 

München, den 23. Februar 1983 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Max S t r e i b I , Staatsminister 

•• 
Verordnung 

zur Anderung der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den gehobenen vermessungstechnischen Dienst 

- Fachrichtung Landesvermessung -, 
für den gehobenen vermessungstechnischen Dienst 

- Fachrichtung Kataster-
und für den gehobenen kartographischen Dienst 

in Bayern 

Vom 1. März 1983 

Auf Grund des Art. 19 Abs. 2 des Bayerischen Beam­
tengesetzes erläßt das Bayerische Staatsministerium 
der Finanzen im Einvernehmen mit dem Landesper­
sonalausschuß folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für den gehobenen vermessungstechnischen 
Dienst - Fachrichtung Landesvermessung -, für den 
gehobenen vermessungstechnischen Dienst - Fach­
richtung Kataster - und für den gehobenen kartogra­
phischen Dienst in Bayern (VermZAPO/gD) vom 
20. August 1982 (GVBI S. 732) wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach § 22 wird folgender neuer Abschnitt V ein­
gefügt: 

,,Abschnitt V 
Aufstieg 

§ 23 Voraussetzungen 
§ 24 Zulassungsverfahren 

§ 25 Zuständigkeit, Bekanntmachung 

§ 26 Meldung zum Zulassungsverfahren 
§ 27 Gestaltung des Zulassungsverfahrens 
§ 28 Ergebnis, Rangliste 

§ 29 Wiederholung des Zulassungsverfahrens 
§ 30 Zulassung zum Aufstieg 

§ 31 Einführungszeit"; 

b) der bisherige Abschnitt V wird Abschnitt VI; 

c) die bisherigen §§ 23 und 24 werden §§ 32 und 33. 

2. Nach § 22 wird folgender neuer Abschnitt V einge­
fügt: 

,,Abschnitt V 
Aufstieg 

§ 23 
Voraussetzungen 

Beamte des mittleren vermessungstechnischen 
Dienstes und des mittleren kartographischen Dien­
stes können zum Aufstieg in die entsprechende 
Laufbahn des gehobenen Dienstes zugelassen wer­
den,wenn 

1. sie sich in einer Dienstzeit (§ 13 LbV) von minde­
stens vier Jahren bewährt haben, 

2. ihnen in der letzten periodischen Beurteilung, die 
nicht länger als vier Jahre zurückliegen darf, die 
Eignung zum Aufstieg zuerkannt worden ist und 

3. sie nach dem Ergebnis des Zulassungsverfahrens 
nach §§ 24 ff. erkennen lassen, daß sie den Anfor­
derungen der neuen Laufbahn gewachsen sein 
werden. 

§ 24 
Zulassungsverfahren 

(1) Das Zulassungsverfahren (§ 37 Abs.l Nr. 3 
LbV) dient der objektiven Auswahl unter den Beam­
ten des mittleren vermessungs technischen und des 
mittleren kartographischen Dienstes, die einen Auf­
stieg in e ine Laufbahn des gehobenen Dienstes der 
entsprechenden Fachrichtung anstreben. 
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-
(2) Im Zulassungsverfahren soll festgestellt wer-

den, ob die Beamten 

1. die für die jeweilige Laufbahn erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse und 

2. eine dem gehobenen Dienst angemessene Allge-
meinbildung besitzen. . 

(3) Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften der Laufbahnverordnung (LbV) und 
der Allgemeinen Prüfungsordnung (APO) in ihrer 
jeweiligen Fassung. 

§25 
Zuständigkeit, Bekanntmachung 

(1) Das Zulassungsverfahren wird vom Staatsmi­
nisterium der Finanzen bei Bedarf durchgeführt. 

(2) ITermin und Meldefristen für das Zulassungs­
verfahren werden von Fall zu Fall in geeigneter 
Weise bekanntgegeben. 2Dabei soll festgelegt wer­
den, wieviele Beamte zum Aufstieg zugelassen wer­
den. 

§ 26 
Meldung zum Zulassungsverfahren 

(1) Beamte des mittleren Dienstes, die den Auf­
stieg in die Laufbahn des gehobenen vermessungs­
technischen Dienstes (Fach richtung Landesver­
messung oder Fachrichtung Kataster) oder in die 
Laufbahn des gehobenen kartographischen Dien­
stes anstreben und die Voraussetzungen des § 37 
Abs.1 Nrn. 1 und 2 LbV erfüllen, richten einen ent­
sprechenden Antrag auf dem Dienstweg an das 
Staatsministerium der Finanzen. 

(2) Dem Antrag sind beizufügen 

1. die Nachweise über die Erfüllung der Vorausset­
zungen des § 37 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 LbVund 

2. eine Erklärung über die uneingeschränkte Ver­
setzungsbereitschaft (nur bei Bewerbern aus dem 
Bereich des Fortführungsvelmessungsdienstes). 

§ 27 
Gestaltung des Zulassungsverfahrens 

(1) Das Zulassungsverfahren wird schriftlich 
durchgeführt und findet am Landesvermessungs­
amt statt. 

(2) Weitere Einzelheiten des Zulassungsverfah­
rens werden den Aufstiegsbewerbern auf dem 
Dienstweg mitgeteilt. 

(3) Das Zulassungsverfahren umfaßt folgende 
Fachgebiete: 

1. im vermessungstechnischen Dienst 

a) Vermessungstechnisches Rechnen, 

b) Grundlagen der Landesvermessung und der 
Katastervermessung, 

c) Instrumentenkunde, 

d) Allgemeine Staats- und Verwaltungskunde; 

2. im kartographischen Dienst 

a) Kartenkunde und Kartennetziehre, 

b) Grundlagen der Topographie und Photogram­
metrie, 

c) Reproduktionstechnik, 

d) Allgemeine Staats- und Verwaltungskunde. 

(4) Der Beamte hat aus jedem Fachgebiet eine 
Aufgabe mit einer Bearbeitungsdauer von zwei 
Stunden zu bearbeiten. 

(5) In den Fachgebieten abis c soll der Beamte den 
Nachweis erbringen, daß er insoweit die grundle­
genden Kenntnisse eines Fachhochschulingenieurs 
besitzt. 

§ 28 
Ergebnis, Rangliste 

(1) Das Zulassungsverfahren ist erfolgreich abge­
schlossen, wenn mindestens das Gesamtergebnis 
"ausreichend" (4,50) erzielt wurde. 

(2) Zur Bildung des Gesamtergebnisses wird die 
Summe der Einzelergebnisse durch vier geteilt. 

(3) lAuf Grund des Gesamtergebnisses wird für 
jede Fachrichtung eine Rangliste der Teilnehmer 
am Zulassungsverfahren erstellt. 2Bei gleichem Ge­
samtergebnis entscheidet jeweils die Bewertung der 
Aufgabe a nach § 27 Abs. 3. 3Bewerber mit gleicher 
Bewertung der Aufgabe a erhalten insoweit den 
gleichen Rang. 

(4) Die Teilnehmer werden über das Gesamter­
gebnis und die in der Rangliste erzielte Platzziffer 
unterrichtet. 

§ 29 
Wiederholung des Zulassungsverfahrens 

Der Beamte kann dreimal am Zulassungsverfah­
ren teilnehmen. 

§ 30 
Zulassung zum Aufstieg 

(1) lÜber die Zulassung zum Aufstieg entscheiden 
der Bedarf und die Rangliste. 2Bei Beamten mit glei­
cher Platzziffer in der Rangliste wird die Dienstzeit 
im Sinn des § 13 Lb V berücksichtigt. 

(2) Die Zulassung zum Aufstieg wird den Teilneh­
mern am Zulassungsverfahren zusammen mit dem 
Gesamtergebnis (§ 28 Abs. 4) oder zu gegebener Zeit 
mitgeteilt. 

(3) Mit dem Abschluß eines neuen Zulassungsver­
fahrens werden die bisherigen Ranglisten gegen­
standslos. 

§ 31 
Einführungszeit 

(1) IDie Einführungszeit dauert zwei Jahre. 2Sie 
besteht 

1. in einer halbjährigen vorbereitenden Einführung 
in die Aufgaben der neuen Laufbahn bei der Be­
schäftigungsstelle und 

2. in der anschließenden Teilnahme an der einein­
halbjährigen Ausbildung (Vorbereitungsdienst) 
der Laufbahnbewerber. 

(2) Die für die Ausbildung der Anwärter für den 
gehobenen vermessungstechnischen Dienst - Fach­
richtung Landesvermessung -, für den gehobenen 
vermessungstechnischen Dienst - Fachrichtung 
Kataster - und für den gehobenen kartographischen 
Dienst geltenden Vorschriften sind auf die Einfüh­
rungszeit sinngemäß anzuwenden." 

3. Der bisherige Abschnitt V wird Abschnitt VI. 

4. Die bisherigen §§ 23 und 24 werden §§ 32 und 33. 
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§2 
Inkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. April 1983 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung über den 
Aufstieg von Beamten des mittleren vermessungs­
technischen Dienstes und des mittleren kartographi­
schen Dienstes der bayerischen Vermessungsverwal­
tung in die entsprechenden Laufbahnen des gehobe­
nen Dienstes vom 19. April 1968 (FMBI S. 94) außer 
Kraft. 

München, den 1. März 1983 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Max S t r e i b I , Staatsminister 
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